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Mit Zusagen können keine Rechnungen bezahlt werden

Landessanierungsprogramm: Land zahlt Zuschüsse nicht aus

Stuttgart.   Für Ortskernsanierung und städtebauliche Erneuerung bekommen Städte und Gemeinden vom Land zwar Zuwendungsbescheide, aber kein Geld. Immer mehr Kommunen beschweren sich beim Gemeindetag, dass vom Wirtschaftsminister in Sachen Landessanierungsprogramm kein Geld kommt, sondern nur Kanzleitrost.

‚Der angemeldete Finanzbedarf wird anerkannt,’ heißt es in dem Standardbrief des Wirtschaftsministeriums, den Städte und Gemeinden bekommen, die einen Zuschuss aus dem Landessanierungsprogramm beantragt haben. ‚Wegen fehlender Kassenmittelkontingente kann der Auszahlungsantrag derzeit nicht bedient werden.’ Über 30 Millionen Euro sollen derzeit ausstehen. Wenn es bei dem Zahlungsstopp bleibt, können es am Jahresende bis zu 80 Millionen Euro sein, schätzt der Gemeindetag.

Ob die Abstimmung zwischen den Ministerien nicht klappt oder das Land sein Geld lieber anlegt, als den Gemeinden zu überweisen? „Töpfchenwirtschaft ist das letzte, was wir jetzt brauchen,“ kritisiert Gemeindetagspräsident Kehle. „Das ist enorm schädlich für die Bauwirtschaft und die Konjunktur.“

Auch die Bürgermeister der betroffenen Gemeinden haben dafür kein Verständnis. „Wir müssen über den kommunalen Eigenanteil hinaus noch den bewilligten Zuschuss des Landes zwischenfinanzieren. Schließlich müssen wir die Unternehmen und Handwerker bezahlen“, schreibt ein Bürgermeister. Dabei haben Städte und Gemeinden ihre finanziellen Möglichkeiten schon für das Konjunkturprogramm II voll ausgeschöpft. Zudem brechen auf breiter Front die Steuereinnahmen weg.

„Ich verstehe nicht, wie man den Kommunen gerade jetzt auch noch so etwas zumuten kann“, wundert sich Kehle. Die Landesregierung müsse doch wissen, wie stark das Landessanierungsprogramm helfen könne, Arbeitsplätze zu sichern und den Mittelstand durch die Krise zu bringen. Jetzt sei das Finanzministerium des Landes gefragt, die Auszahlung zugesagter Zuschüsse sicherzustellen.
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